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DieBeratumedas städtischenHaushaltsplanes .In der heutigenge¬
meindamenSzungdes Stadtsenates mit demFinanzausschusswurdedie
GeneraldebatteüberdenVoranschlagbeendet .DieSitzungbegannmit
einer Rededes städtischenFinanzreferentenStadtrat Breitner ,der
sehreingehendalleEinwendungenderVertreterderMinderheitbe¬
sprach . StadtratBreitner gabeinleitend der HoffnungAusdruck ,dass
sichin derwichtigenFragederAbgabenteilungdieWienerohneUn¬
terschiedderParteizusammenfindenwerden. Wenngegendiestädtische
Finanzverwaltungder Vorwurferhobenwordenist ,dass dieAbgabener¬
tragsanteilenurmitfiktivenZahlenin denVoranschlageingesetzt
sind ,so trifft dies die Bundesfinanzverwaltung,die die Erträgeer¬
mittelthat .DieWohnbausteuerist nicht ,wiebemängeltwurde ,zunied¬
rigveranschlagt.DieneuenGemeindewohnungensindwohlabgabepflich¬
tig ,aber bloss mit neun bis zwölf Schilling jährlich ,wasselbst
bei einigentausendenWohnungenkeineentscheidendefinanzielleRole
le spielt ,DagegenstehenabervielfacheAuseinanderlegungenvongros¬
senWohnungen ,wodurchdasSteuerertragsichvermindert .WasdasGe-¬
setzüberdieBefreiungvonprivatenNeubautenvonderWohnbausteuer
anlangt,somussKlarheitüberdasSchicksaldersechstenAbgabentei¬
lungsnovelleabgewartetwerdenzImgleichenAusmasswiebisher-dreis¬
sigjährigevolle Steuerfreiheit -wirddie Verlängerungnihterfolger
können.UeberdieSteuerrevisionensindganzunrichtigeInformationen
imUmlauf.DieZahlderAussenbeamtenin dieserAbteilungbeträgt92.
Wennberücktichtigtwird ,dassvielezehntausendabgabepflichtigeBe¬
triebezurevidierensind ,soist diesgewisseinebescheideneZahl,
GegenüberdenWünschenderMinderheitnacheinergrösserenAusdehnung
derSteuerpauschalierungsei festgestellt ,dassdiesdurchausderge¬
übtenPrazisentspricht.Esist dieEntwicklungaufdiesemGebiet
sehraugenfällig.WährendimJahre1926nurrund25Prozentderab¬
gabepflichtigenBetriebepauschaliertwaren ,sindes jetzt schon52
Prozent .Esdürfenjedochkeineswegsdie Schwierigkeitenübersehen
werden .Paischalierungen könnenerst dann erfolgen ,wennmandenBe¬
triebgenaukennt ,weilsonstnichtdurderFiskus ,sondernauchdie
anderenimWettbewerbstehendenBetriebsinhaberzuSchadenkommen.
DieVorwürfewegender HauskäufeentbehrenjederGrundlage .DieGe-¬
meindehat imJahre1928insgesamt28Häusergekauft ,vondenennahe¬
zualle demolierungsreifsind .Hausankäufeansicherfolgengrundsätz¬
lichnicht .WürdedieGemeindedieswollen,dannkönntesietausende
Häuserkaufen,eswürdeaberdasGeldfürdenBauvonneuenHäusern
gekürztwerden.DievonderMinderheitangeregteRückzahlungdersei-¬
nerzeit geleisteten Vorauszahlungenfür Gas und elektrischen Strom
würdebedeuten,dassdiebeidenBetriebedasGeldwoandersbeschaffer
müsten .DieKostenmüsstennatürlichdie Konsumentenzahlen .Beibei¬
denUnternehmungenbetragendieVorauszahlungenzusammenrundfünf
MillionenSchilling . DadieserBetragauf etwa900 . 000Konsumenten
aufgeteiltwerdenmüsste ,sokannmansichleichtausrechhen,wie
wenigaufdenEinzelnenentfiele .Demgegenüberstehteinevorbildli¬
cheTarifpolitik dieser beidenWerke,überdie gar nichtgesprochen
wird.BeimGaswerkistderPreisseitdemNovember1923undbeimElek.aufPensionsparteien16MillionenSchilling.GegenüberdemVoranschlag
trizitätswerk seit April 1924unverändert . Eswird wohlkeineneinzi
genBetriebinOesterreichgeben,derJahrehindurchkeineTariferhö¬
hungvorgenommenhat .GegenüberderBehauptung,dassdasstädtische
Steuersystemerstarrtsei ,mussfestgestelltwerden,dassindenletz-¬
tenJahrendieFürsorgeabgabe,dieLustbarkeitssteuer,dieFremdenzim
merabgabe,die Automobil- undWertzuwachsabgabeermässigtwordensind .
DieUntermietabgabe,BodenwertabgabeunddieSteueraufLastkraftwa¬
genwurdenüberhauptabgeschafft.EineTrennungderAusgabenundEin¬
nahmennachLandundGemeindewäregewissin mancherBeziehunger¬

wünscht.Manwürdedanninsbesondereerkennen,dassWienzueinemAn¬
teil alsLandzuRechtbezieht . EsergebensichaberbeieinerTren¬
nungdes BudgetsgrosseSchwierigkeiten . Somüsstebeispielsweise
dasStrassennetzin Landes -undGemeindestrassenzerlegt werden .Letz
ten Endesbleibtes aberdemSteuerträgervölliggleichgültig ,ob
dødieAbgabenunterdemTitelLandes-oderGemeindesteuernentrich¬
tenmuss.EswurdeauchalsbesondereHärtebezeichnet,dassfürrück¬
ständigeGemeindeabgabender Betriebsnachfolgerhaftet .Dasist aber
keinespezielleBestimmungfür dieGemeindesteuern ,sondernsieEin¬

det sich auch im Personaleinkommensteuergesetz,ebensobei derKör¬
perschaftssteuer .WenndieseSicherheitnichtbestünde ,so müsstebei
jedemerstenZahlungsversäumnisdie Einhebungder Steuermitder
ganzenStrengederExekutionsordnungerfolgen.Daswürdealsschwe¬
rerNachteilempfundenwerden.Eswurdeverlangt,dassdieLastenauf
die kommendenGenerationenabgewälztwerden .DaskannnichtderEhø¬
geiz einer geordnetenöffentlichenVerwaltungsein . Esfällt keinem
Privatenein ,seinenKindernmöglichstgrosseSchuldenzuhinterlas¬
sen ,Ganzunrichtigist dieBehauptung,dassdieZugehörigkeitzur
sozialdemokratischenParteiuirgendeinenEinflussaufdieSteuer¬
bemessunghabe. EskannkeineinzigerFallvorgebrachtwerden.Soet¬
wasgibt es nicht .Aufdie Anfragebezüglichder AuswirkungderHer¬
absetzungderAbgabefürKleinkraftwagenantwortetStadtratBreitner
dassvom1 .Jännerbis24. November1928beimMagistrat1832Personen¬
kraftwagenbiszusechsSteuerpferdestärkenund1143mitmehralssechsSteuerpferdestärkenangemeldetwordensind.Schliesslichtritt
StadtratBreitnerdenGerüchtenvoneinemVerkaufdesstädtischen
Brauhausesmit der grösstenEntschiedenheitentgegenunderklät ,
dass niemalsdaranauchnur gedachtwordenist .

Damitist die Generaldebattegeschlossen . Eswurdedann
nochdie Spezialdebatteüberdie VerwaltungsgruppefürFinanzwesen
abgeführt .VondenMitgliedernderMinderheitwurdenhiezueinigeStreichung der
Anträgegestellt.StadtratRummelhardtbeantragtdie/Haftungsbestim¬
mungimGesetzüberdieLustbarkeitsabgabe,wonachderNachfolger
fürdieSteuerrückständeseinesVorgängersaufzukommenhet .Gemeinde
ratZimmerlstelltdenAntrag,imSinnederGesetzeüberdieNah¬
rungs-undGenussmittelabgabesowieüberdieLustbarkeitsabgabedas
PrinzipderPauschalierungbeziehungsweisederAbfingunginallen
jenenFällenanzuwenden,die hiefürgeeignetsind .Vizebürgermeister
HossbeantragtdieAusreihungderHaushaltemitzweiHausgehilfinnen
ausderHauspersonalabgebe.EinzweiterAntragdesGemeinderates
ZimmerlverlangtdasErlöschenderWirksamkeitdesGesetzesüber
dieWasserkraftabgabemit31 .März1929. SchliesslichstellteGemein¬
deratAngermayerdenAntrag ,denimBudgetveranschlagtenBetragvon

fünfhunderttausendSchillingfürdieKleinrentnerhilfeimSinnedes
Gemeinderatsbeschlussesvom31 .Mai1927aufeineMillionSchilling
zuerhöhen .Nach- demStadtratBreitneraufdie AusführungenderRed¬
ner der Minderheiterwidert hatte ,werdendie gestellten Anträgeab¬

gelehntunddiePositionenderVerwaltungsgruppefürFinanzengeneh¬
migt .AmtsführenderStadtrat SpeiserberichtetdannüberdieVer-¬
waltungsgruppePersonalangelegenheitenundVerwaltungsreformsDer
Gesamtaufwandfür 1929ist mit 182MillionenSchillingveranschlagt
DavonentfallenaufaktiveAngestellte136MillionenSchillingund
1928ist eine Steigerungvon12 ' 5MillionenSchilling oder 713Pro¬

zentzuverzeichnen.Am1 .August1928standenmitAusnahmederAn¬
gestelltenderstädtischenUnternehmungen26. 336Angestelltein
städtischenDiensten.DavonentfallenaufdieallgemeineVerwaltung
1910Angestellte,aufdieAnstaltenundBetriebederHoheitsverwal¬
tung ,wieFuhrwerksbetrieb ,Sanitätsbetriebunddergleichen ,1144656
AngestellteundaufdasSchulwesen6704Angestellte,Währendderletz
tenJahrewurdenimBetriebenundin derVerwaltungverschiedeneRe¬
formendurchgeführt,diesichdurchwegsgünstigauswirken.DieBera¬
tungenwerdenmorgenfortgesetzt.
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